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ZEITCHENERKLARUNG
Fest B o |

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNV0) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 15.09.1977 (BGBl I S. 1763), gedndert
durch Anderungsverordnung vom 19,12.1986 (BGBl I S, 2665)

Art lic

GE |

tzun
Gewerbegebiet nach § 8 BauNVvo

Ausgeschlossen ist die Errichtung von Einzelhan-
delsbetrieben (Verkauf an Endverbraucher). Ausnahms-
welse kann in Verbindung mit Handwerksbetrieben

und produzierenden Gewerbebetrieben der Verkauf

an Endverbraucher zugelassen werden.

Zugelassen werden ausnahmsweise Wohnungen fiir Auf-
sichts- und Bereitschaftspersonen sowie fiir Be-
triebsinhaber und Betriebsleiter. Diese Wohnungen
sind in die Betriebsgebdude zu integrieren. Frei-
stehende Einzelhduset sind nicht zul&ssig.

Mischgebiet nach § & BaunNvo

Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNvo

Schallschutz: Nach einer iberschldgigen Ermittlung der L&rm-
Immissionen von StraBe und Bahnanlage auf das Plan-
gebiet ist festzustellen. daB die Planungsricht-
pegel fiir GE-, MI- und WA-Gebiete (Schalltechnische
Orientierungswerte aus dem Beiblatt zur DIN 18005

- Teil 1) uberschritten werden,

Geeignete SchallschutzmaBnahmen an Gebduden (Schall-
schutzfenster) nach VDI-Richtlinie 2718 (Schallschutz
im Stadtebau) sind vorzusehen.

Die von der B8 und B 26 !Ebertbriicke ) sowie des OB-Glesunlage
ausgehenden Emmisionen sind zu dulden

1Ml Zahl der Vollgeschosse als Hochstgrenze

[j_ﬂ Grundflachenzahl (GRZ)

GeschoBfldchenzahl (GFZ)

Baugrenzen

Verkehrsflachen

StraBenverkehrsflachen

StraBenbegleitarun

T Boschungen

StraBenbegrenzungslinie

50,50 MaBangaben von StraBen und Wegen. Vorgartentiefen.
Bautiefen, Schutzstreifen

Grinf lachen

Offentliche Griinfléache

Private Grinflache

Vorhandene und zu pflanzende Bdume

lge Festset

Abarenzung unterschiedlicher Nutzung

Unter Denkmalschutz stehende Gebaude

o4 FE Mit Leitungsrechten belastete Fliachen
% Streckenfernmeldekabel der Bundesbahn
WL Wasserleitung
GL Gasleitung
emmemm eme  renze des raumlichen Geltungshereiches
o~ Bestehende Grundstiicksgrenzen
1576 Flurstucksnummer

Bestehende Wohnaebdude

7

Bestehende Nebengebdude

Uberschwemmungsgebiet

fE:;érund des § 2 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4, § 9 und § 10 des Baugesetz- ﬂ‘\\
buches - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 08,12.1986 (BGEL

I 5. 2253), des Art. 81 Abs., 3 der Bayerischen Bauordnung - BayBO -
(BayRS 2132 - 1 - I), zuletzt gedindert durch Gesetz vom 06.0B8.1986

(GVB1 S. 214) und des Art. 23 der Gemeindeordnung fir den Freistaat
Bayern - GO - (BayRS 2020 - 1 - 1 - I), in der Fassung der Bekanntmachung
vom 11.09.1989 (GVB1 5. 586 ff) hat der Stadtrat der Stadt Aschaffenburg
diesen Bebauungsplan, bestehend aus Planzeichnung und nebenstehenden
textlichen Festsetzungen, als Satzung beschlossen.

Aschaffenburg, 21.12.1989
STADT ASCHAFFENBLRG

.........................

OberbiUrgermeister

Der Stadtrat hat in der Sitzung am 21./22.07.1986 die Anderung des Be-
biuungsplanes beschlossen, Der AnderungsbeschluB wurde am 19./20.09.1986
ortsublich bekanntgemacht.

Die Trager offentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 29.07.1987 auf
der Grundlage des Planentwurfs vom 10.06.1987 gemaB § 4 Abs. 1 BauGB am
Anderungsverfahren beteiligt. Fir die Abgabe der Stellungnahme wurde
d:r Termin 11.09.1387 gesetzt.

Die Unterrichtung der Birger und Erdrterung (vorgezogene Burgerbeteili-
gung) gemaB § 3 Abs. 1 BauGB fir den Entwurf des Bebauungsplanes vom
10.06.1987 hat durch Aushang des Planentwurfs in der Zeit vom 03.08.1987
mit 28.08.1887 stattgefunden.

Der Entwurf des Bebauwungsplanes vom 30.09.15B8 wurde mit Begrindung gleichen
Diatums gemdl § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 27.12.1988 mit 27.01.1988
offentlich susgelegt. Die Trager offentlicher Belange wurden mit Schrei-

ban vom 20,12,1988 gemdB § 3 Abs. 2 Satz 3 BauGB von der dffentlichen
Auslegung benachrichtigt.

Der Entwurf des Bebauungsplanes vom 23.05.1989 wurde mit Begriindung
gleichen Datums gem&B § 3 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 2 BauGB in der Zeit vom
15.09.1989 mit 20.10.1989 erneut Offentlich ausgelegt. Die Trager dffent-
licher Belange wurden mit Schreiben vom 04.09.1989 gem&B § 3 Abs. 2 Satz
4 BauG8 von der erneuten offentlichen Auslegung benachrichtigt.

Die Stadt Aschaffenburg hat mit BeschluB d%ﬁ Stadtrates vom 812989, ..

den Bebauungsplan in der Fassung vom .20111988 als Satzung beschlossen
23.05.1989

und die dazugehirige Begrindung gebilligt.

Aschaffenburg, 21.12.1989
STADT ASEHAFFENBURG

Oberbirgermeister

........

Vermerke der Regierung von Unterfranken

Geman & 11 BauGB mit RB
vom casanria ..aé!{“{._ﬁ—..'.ﬂ{m....n

NI. ..o B20 = SRR TR/ 56
eire-/ keine Verletzurng vor Rechts-

vorschriften geltond garpranht.
Warzburg, den &7 A L2 .. A&

V707

Die Durchfihrung des Anzeigeverfahrens wurde am .06./07.04.1990 & gemsn § 12
BauGB ortsiblich bekanntgemacht, i

Der Bebauungsplan mit Begrindung wird seit diesem Tag zu den Ublichen
Dienststunden im Rathaus, Zimmer-Nr. 610 A, zu jedermanns Einsicht be-
reitgehalten und Uber dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben.

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des
§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2, Abs. 4 BauGB sowie auf § 215 Abs. 1 BauGB ist
hingewiesen worden,

Aschaffenburg, 09 04,1990
STADT ASOHAFF URG

b

.........................

STADT
ASCHAFFENBULG

Bebauungsplan fur das Gebiet zwischen Bahnlinie
Aschaffenburg-Darmstadt, Cunibertstr. Ziegelbergstr. . der
sudlichen Begrenzung zum Main und der Grundstucks-

grenze FI.Nr 1658/6, Gem. Aschaffenburg, Hanauer Str85,
im Westen.

Mal3stab 1:1000

Baureferat St

planungsamt

. = e e R . g

Hotleber
Bebauwungsplan Nr.

Kridmer

30091968

Datum 2011 1989

23 05,1989

Sachbearberter
Bubenzer,Baumann
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STADT ASCHAFFENBURG

BEGRUNDUNG

zum Bebauungsplan fur das Gebiet zwischen Bahnlinie Aschaffenbufg-narmstadt,

CunibertstraBe, ZiegelbergstraBe, der sidlichen Begrenzung zum Main und
" der Grundstiicksgrenze Flst.-Nr. 1658/6, Gemarkung Aschaffenburg und Hanaver

StraBe 85 im Westen (Nr. 15/3) a -

ey

Aufgestailt: : ‘ Stadtplahungsamt
Datum: o 23.05.1989
Bearbeitung: Bubenzer/Keller
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Planungsrechtliche Voraussetzungen

FUr das Gebiet zwischen der Bahnlinie Aschaffenburg-Darmstadt, Cunibert-
strafe, ZiegelbergstraBe, der siidlichen Begreniung zum Main und der
Grundsticksgrenze Flst.-Nr. 1658/6 Gemsrkung Aschaffenburg, Hanauer
Strafe 85 im westen besteht ein alter Baullnlenplan vom Juli 1960,

‘genehmigt am 09.02.1962, i. d. F. des wlderspruchsbescheldes vom

23.11.1965, der als Ubergeleiteter Bebauungsplan weitergilt.

Dieser Bebauungsplan wird durch die Neufassung ersetzt. Diese Uber-
nimmt in Teilen die Ausweisungen des alten Bebéuungsplanes, gibt ihnen
jedoch eine aktuelle Fassung im Bezug auf die ausgeilbte Nutzung.

Der Fléchennutzungsplan der Stadt Aschaffenburg vom 16.01.1985 in

‘der Fassung vom 20.11.1986 wurde von der Regierung von Unterfranken

mit Bescheid vom 06,07.1987 Nr. 420 - 4621.10 - 1/85 unter Auflagen
genehmigt und ist seit 31.10.1987 wirksam.

Dieser Fléchennutzungsplan stellt das Gelénde ndrdlich der Hanaver
StraBe (westlich des Grundstiicks Flst.-Nr, 1710, Gemarkung Aschaffen-

,burg) sowie den Bereich des Anwesens Hanauer StraBe 35 als gewerbllche

Baufléche, den Bereich westlich der Cunibertstrafle als. WOhnbauflache

- die Gebiete westlich des Schlotfegergrundes und siidlich der Hanaver

StraBe (zwischen den Anwesen Hanauer Strale 61 a und 85) als gemlschte
Bauflachen sowie die Hanauer StraBe und die RingstraBe als Hauptver-

kehrsstraBen daft

Das im Bebauungsplan ausgewiesene Gewerbegebiet erstreckt sich im

Bereich der Anwesen Hanaver Strafe 58 mit 64 in einen im Fl&chennutzungs-

plan als gemischte Bauflache dargestellten Bereich. Diese Abweichung
von den Darstellungen des Fléchennutzungsplanes ist nicht wesentlich,
die Nutzungsarten unterscheiden sich dardberhinaus nicht erheblich.

Es wird lediglich ein geringer Bereich umfafBt.

Der Bebauungsplan ist'éqmit aus dem wirksamen Flachennutzungsplan

gemdB § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB entwickelt.



2.0 Allgemeines, Ziel und Zweck der Planung, Art der Bebauung

2.1

2.2

Das Plangebiet ist im wesentiichen bebéut.

Im Rahmen der planungsrechtlichen Beurteilung von Bauvorhaben ist auf
der Grundlage des Baulinienplanes vom Juli 1960_grundsétzlich die Er-
richtung von Einzelhandelsbetrieben jeder Art in dem ausgewiesenen

Industriegebiet zuldssig.

Die Errlchtung und Erweiterung auch groﬁflachlger Elnzelhandels-

betrlebe wire zu genehmigen.

Eine Mdglichkeit zur_Einéchrénkung der Zuldssigkeit von Einkaufs-
zentren, groBflachigen Einzelhandelsbetrieben und sonstigen groBfla- .
chigen Handelsbetrieben bietet § 11 Abs. 3 der Baunutzungsverordnung

in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.09.1977 (BGB1 I S. 1763),
gedndert durch Verordnung vom 19.12.1986 (BGBl I S. 2665) - BauNvO'

"1986 -, wonach diese Betriebe grundsatzllch Aur in Kerngebieten und
- eigens ausgewiesenen Sondergebleten zyléssig sind. Die BauNv0 1986

kann durch Anderung des Bebauungsplanes fir anwendbar erklart werden.

Weitere Einschrénkungsmiglichkeiten bietet § 1 Abs. 9 in Verbindung

" mit Abs. 5-BauNVv0 1986, wonach in Bebauungspldnen festgesetzt werden
‘kann, daB nur bestimmte Arten der in den Baugebieten allgemein oder

ausnahmsweise zuldssigen baulichen oder sonstigen Anlégen nicht oder
nur ausnahmsweise zugelassen werden, sofern besondere stidtebauliche
Grinde dies rechtfertlgen und die allgemelne Zweckbestimmung des Bau-
gebietes gewahrt bleibt.

Teilbereiche des Bauquartiers werden als Gewerbegebiet gem&B § 8 der
Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.09.1377
(BGBL I S. 1763), gedndert durch Verordnung vom 19.12,1986 (BGBl I

S. 2265), - BauNv0 1986 - festgesetzt. Die Errichtung'oder Erweiterung
von Einzelhandelsbetrieben (Verkauf an Endverbraucher) -ist nicht zu-. -
lassig. Ausnahmsweise kann in Verbindung mit Handwerksbetrieben und
produzierenden Gewerbebetrieben'der Verkauf an Endverbraucher zugelassen

werden. s

-4 -
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2.3 Die Stadf Aschaffenburg hat in den vergangenen Jahren mit einem Auf-

wand von ca. 36,5 Mio DM die Innenstadt saniert. Im Intereése der Be-
lebung des Zentrums und einer verbrsucherorientierten Versorgung wurden

" neue Flachen fir den Einzelhandel geschaffen. Bei einer weiteren An-

siedlung von Einzelhandelsbetrieben an der Peripherie wirden die Ver-
kaufsflachen im Stadtgebiet weiter vergréBert.

Die Stadt Aschaffenburg hat das Gutachten "Dis Stadt Aschaffenburg

als Standort von Ladenelnzelhandel und Ladenhandwerk" erstellen lassen.
Als Ergebnis ist festzuhalten, daB ein ausgewugenes Verhdltnis zwischen
der. vorhandenen und der benotlgten Verkaufsflache im Ladeneinzelhandel
und Ladenhandwerk besteht. In dieser Untersuchung wird zwar angefihrt,
daB im Stadtgebiet ca. 11 000 m2 Verkaufsflache fehlen wirden, seit

dem Zeitpunkt der Erstelluhg des Gutachtens (Juli 1986) sind allerdings
neve Verkaufsflachen entstanden (Bavaria-Passage, Geiger-Geldnde, Alte
Mi#lzerei), so daB mittlerweile der Bedarf an Verkaufsflichen als gedeckt

gelten kann.

Zu verweisen ist weiterhin éuf das Gutachten der Hegierung von Unter-
franken vom 24.01.1989 Nr. 800 -.8291.00 - 6/87, in welchem auf die
Feststéllung des GMA-Gutachtens hingewiesen_ﬁird, wonach die Stadt
Aschaffenburg einen im Vergleich mit anderen Oberzentren Uberdurch-
schnittlichen Ausstattungsgrad aufweise. Speziell fir den innerstédti-
schen Bereich habe der Gutachter im Vergleich zu den Hauptgeschaftslagen
anderer Stadte eine normal hohen Besatz mit Einzelhandelsgeschéften,
allerdings mit einem Uberdurchschnittlich hohen Fléchenanteil, ermittelt.
Auch das'Angebot fUr die mittel- und langfristige Bedarfsdeckung sei

im innerstadtischen Geschaftszentrum Uberdurchschnittlich vertreten.
Hisraus kﬁnnefgefolgert werden, daB aufgrund der vorgefundenen ausge-

. wogenen Einzelhandelsstruktur bei einer ungesteuerten, weiteren Ansied-

lung von Einzelhandelsbetrieben auf einem groBen Areal (knapp 30 ha

.im Umkreis um die HorchstréBe) und in Konkurrenz zum stadtischen Geschafts-

zentrum negative Auswirkungeﬁ auf den Kernbereich der Stadt nicht aus-
geschlossen seien. Auch wirden die Daten der letzten Handels- und Gast-

' stattenzdéhlung von 1985 belegen, daf Asqhaffehburg im Vergleich zu
- den anderen unterfrankischen Zentren Wirzburg und Schweinfprt mit 4,6 m?

Geschéftsflache pro Einwohner die hdchste Verkaufsfléchendichfe unter
den genannten Stadten aufweise. ' o

-5 -
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Hinzu kqmme,‘was'auch dér Gutachter der Stadt in seiner erginzenden
Analyse.vom_27.07.1987'einréume, daB seit der Bestandsaufnahme im Marz
1986 bereits nicht unerhebliche Flichenzuwéchse in Aschaffenburg statt-
gefunden hédtten, so daB die vom Gutachter prognostizierten, miglichen
Fléchenerweiterungen bis heute wohl nahezu ausgeschopft sein dirften.

Eine weitere VergroBerung der Verkaufsflachen wirde zv einem Verdrén-
gungswettbewerb fihren, von welchenm insbesondere die Innenstadt be-
troffen wirde. Diese ist mit dem Auto, insbesondere aufgrund fehlen-
der Parkierungsfléchen, nicht so gut zu erreichen wie Betriebe an der
Peripherie, insbesondere werden Besucher umliegender Gemeinden nicht
mehr die Innenstadt aufsuchen. Durch die mégliche Konzentration auf
griBere Betriebe am Stadtrat pesteht die Gefahr, dafB viele Laden im
Innenstadtbereich nicht mehr konkurrenzfahlg sind und schlieBen mussen
Aufgrund des Uberangebates von Verkaufsflachen im Falle einer Errlchtung
von E1nzelhandelsbetrlehen am Stadtrand werden diese Geschdfte in der
Innenstadt leerstehen. Die 91nge191tete Innenstadtsanlerung wird ge-
fahrdet, das Stadtbild wird b931ntrachtlgt und dem Zentrum droht eine

Verddung.

Die Errichtung weiterer grofer Einzelhandelsbetriebe fihrt zu einer
Konzentration, wodurch mittelstdndige Betriebe in Wohngebieten in ihrer
Existenz gefihrdet werden. Eine verbrauchernahe Versorguhg der .Bevdl-
kerung, die solche Laden in der Nshe der Wohnungen zu FuB erreichen

-kann, ist nicht mehr gewéhrleistét.‘Diese zu sichern ist sber Aufgabe

der Bauleitplanung. Eine Klarstellung erfdigt durch § 1 Abs. 5 Nr.
8 des Baugesetzbuches, wonach "insbesondere zu berﬁckSichtigen sind
die Belange der wlrtschaft auch ihrer mittelsténdigen Struktur im

Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevdlkerung". Hierzu

heifit es in der Begrindung zum Baugesetzbuch: "In Konkretisierung der
Belange der Wirtschaft sollen ..." auch ihrer mittelsténdigen Struktur
im Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevdlkerung
aufgenommen werden, weil diese Belangé fir eine geordnete stddtebau-
liche Entwicklung wichtig sind. Dadurch soll herausgestellt werden,
daB bei Aufstellung der Bauleitpléne‘die.Interessen derVerbraucher

an gut erréichbaren uhd ihren Bedﬁrfniséen entsprechenden privaten
Einrichtungen, einschlieBlich solcher des Mlttelstandes, angemessen

- zu ber{cksichtigen sind, auch im landllchen Raum

-6 -



)

2.4

2.5

Eine verbrauchernahe Versorgung hat sich an den Interessen der Wohn-
bevélkerung, auch der unmotorisierten, 2u orientieren. Absicht ist
gine Ansiedlung von Betrieben an sté&dtebaulich integrierten Standorten.

_ Diese Regelung des Baugesetzbuches hat das Ziel, dal} sich die Stédte

der vorhandenen planungsrechtlichen_Instruméntarien bedienen, um die
Betriebe "verbrauchernah" anzusiedeln, d. h. an gut erreichbaren Stand-
orten,. insbesondere an solchen in Ubereinstimmung mit der Entwicklung

zentraler Versorgungsbereiche.

Eine Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben am Stadtrand in Gewerbe-
und Indﬁstriegebieten bringt eine Verknappung des Geldndes mit sich,
auf welchem eine Ansiedlbng von produzierendem Gewerbe miglich wére.
Nahrend im Falle einer weiteren An51ed1ung von Einzelhandelsbetrieben
an der Peripherie produ21erendes Gewerbe dort nicht mehr angesiedelt
werden kann, besteht die Gefahr, daR in der Innenstadt und den Zentren
der Stadtteile Verkaufsflachen leerstehen, die allerdlngs nicht zur
Ansiedlung produzierenden Gewerbes nutzbar sind. Dies wirde eine Aus-

weisung weiterer Gewerbegebiete mit sich bringen; um dies zu verhin-

‘dern, sollen Elnzelhandelsbetrlebe in den Wohnbereichen ange51edelt

und Gewerbe- und Industriegebiete zur Ansiedlung produzierenden Ge-

werbes frgigehalten warden.

Handwerksbetriebe und produ21erende Gewerbebetrlebe entstehen hauflg

in Verbindung mit Verkaufsstitten fir dort hergestellte bzw. reparierte
Giter. Nachdem eine Ansiedlung von Handwerksbetrleben und produzie-
renden Gewerbebéﬁrieben in.GewerbeF und Industriegebieten (auBerhalb

“der Wohngebiete) erfolgen soll und die durch die Verkaufsstatten ver-

ursachten negativen Auswirkungen deutlich geringer sind als bei reinen
Einzelhandelsbatrieben, kann susnahmsweise ein Verkauf an Endverbraucher

zugelassen werden.

Bauleitpléne sind an die Ziele dép Raumordnung und Landesplanung'an-
zupassen (§ 1 Abs: 4 BauGB). Es handelt sich hierbei um eine zwingende
Vorschrift, die Ziele der Raumordnung und Landesplanung sind bindende

Vorgaben und nicht Gegenstand der Abwagung nach § 1 Abs. 6 BauGB. ‘Die-

'Stadt Aschaffenburg ist gezwungen dlese zZu beruck51chtlgen
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2.6

i

Das Landesentw1cklungsprogramm stellt fur E1nzelhandelsgroﬁpr03ekte

folgende Ziele auf:

"EUr EinzelhandelsgroBprojekte sollen in geeigneten zentralen Orten
und Siedlungsschwerpunkten in groBen Verdichtungsréumen Standorte nur
vorgesehen werden, wenn salche Einrichtungen nach Lage, Umfang‘und
Zweckbestimmung den Zielen der Raumordnung und Landesplanung entsprechen
insbesondere ‘
- die Funktionsfihigkeit von bereits integrierten Geschaftszentren

der beruhrten zentralen Orte nicht gefdhrden.

- d1e Warenversorgung im E1nzugsbere‘ch im H1nb11ck auf die Erfor-
dernisse eines wirksamen Wettbewerbs und einer verbrauchernahen
Bedarfsdeckung nicht wesentlich beeintréchtigen.

- in einem angemessen Verhdltnis zur Grofe des Standorts und seines
Verflechtungsberelchs stehen und '

- verkehrsmaﬁlg und in der Regel auch stadtebaullch integriert sind.”

Negative Auswirkungen auf die unter 2.3 und 2.4 genannten Ziele der

Bauleitplanung sowie der’Raumordnung und Landesplanung sind durch jede

2.7

Art von Einzelhandelsbetrieben zu erwarten. Dies entspricht den Fest-
stellungen des GMA-Gutachtens, wonach die vorhandene Verkaufsfliche
fir Betriebe ausreichend'ist, Weitere Einzelhandelsbetriebe sollen
lediglich in den Stadtteilen und der Innenstadt entstehen.

Das Quartier liegt beidseitig der verkehrsreichen Hanauer Strafie (B 8),
die die Hauptverkehrsachse Richtung Westen darstellt. Verkehrsverur-
sachende Einzelhandelsbetriebe kénnen nur’ unter groBen Schwierigkeiten

und Geféhrdungen angedient werden.

Die Ansiedlung weiterer E1nzelhandelsbetrlebe die stark verkehrsorien-
tiert sind, wirde die Verkehr351cherhelt und dlE FlUssigkeit des Verkehrs

“stark beeintrachtigen.

2.8

Unter Abwdgung der Umstande daB

- Elnzelhandelsbetrlebe mogl1chst verbrauchernah und zur Unterstutzung
der BemUhungen der Stadt Aschaffenburg um die Sanierung der Innenstadt
im Zentrum sowie in den Kernbereichen der Stadtteile ahgesiedelt

‘werden sollen, )
- Gewerbegebiete zur Ansiedlung produzierenden Gewerbes dienen sollen,

- die Hanauer StrafBe (B 8) bereits heute stark belastet ist. =
- " - g
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-~ sowie unter Berﬁcksichtigung der Ziele der Raumordnung und Landes-

planung

_wifd die unter 2.2 genannte Festsetzung getroffen.

2.9

2.10

3.0

Durch die Plandnderung finden weiterhin die angrund der Planfest-
stellung fur die'BundesstréBe B 8/B 26 (Verlegung westlich Aschaffenburg-
Ausbau des Knotens 8 8/B 26) vom 28.01.1983 durchgefihrten StraBlen-
baumaﬁnahmen 1m Bebauungsplan Beruck31chtlgung

Die Errichtung von Wohnungen fir Auféichts— und Bereitschaftspersonen
sowie fﬁr-Setriebsinhaber und Betriebsleiter kann ausnahmsweise zu-

gelsssen werden. Diese sind in das Betriebsgeb&ude zu integrieren,

freistehende Einzelhduser sind nicht zuldssig.

GroBe, Lage und Beschaffenheit des Gebietes
Die GroBe des Plangebietes betrégt -ca. 12,70 ha.

Das Bebauungsplangeblet liegt im westen der Stadt,. angrenzend an das
Innenstadtgebiet. Die Entfernung zum Herstallturm (Stadtmltte) betrégt
im Mittel ca. 1 500 m. T

; Das Gelande fallt zum Maln h1n leicht ab und wird durch die verkehrs-

reiche Hanauer Strafe (B 8, B 26 - teilweise) und-durch den "AuBeren
Ring” wesentllch‘gepragt. Der Verkehrsknoten dieser beiden Haupt- |
verkehrsstraflen und die anstehende Verbreiterung der Ebertbricke
beanspruchen einen groBen Teil des Plangebietes. | “

Die bauliche Entwicklung in dem Quartier kann im wesentlichen als
abgeschlossen angesehen werden. Das Quartier ist voll erschlossen,
alle notwendigen Infrastruktureinrichtungen sind vorhanden.
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4.0

Stadtebauliche Nutzung, Grundwerte - |

4.1

Die getroffenen Festsetzungen Uber Art und MaB der baulichen Nutzung
passen sich der vorhandenen Bebauung und Nutzung an. Die dem Main zuge-
wandte Sidhangseite im Westen des Plangebietes wird von einer unter
Umstdnden miglichen, zweiten Bebauung bewuBt freigehalten, um dem F1luB
eine gebuhrende grine Uferzone ‘zu belassen. Die getroffene MI- Gebiets-
festsetzung ist der Struktur dort entsprechend richtig.

Eine Festsetzung Uber die Baquiée wurde bewuBt nicht getroffen, da

das Quartier sidlich der Hanauer StraBe weitgehend bebaut ist. Die

-vorhandene Bauweise weist Einzel- und Doppelhéuser aus. Im Interesse

eines Larmschutzes gegen Siden hin wird es fir vorteilhaft angesehen,

wenn sich ein Trend zu einer geschlossenen Bauweise in diesem Berelch

4.2

einstellt, um eine bessere Abschlrmung gegen den Verkehrslarm 1m Norden

~

zU erreichen.

Der ~vorhandene Gewerbebetrleb am Schlotfegergrund/Hanauer StraBe geniefit

' Bestandsschutz. Gemaf der Ausweisung im Flachennutzungsplan und der

vorhandenen Nutzung wird hier ein Gewerbegeblet festgesetzt. Dieser '
Betrieb ist aus kleinen Anfangen zur heutigen GroRe angewachsen. Im

* Zusammenhang mit den einzelnen BaumaBnahmen wurde weitgehend darauf

4.3

geachtet, die Belange des Larmschutzes einzubringen. Unzumutbare Be-
lastigungen aus L&rm oder Geruch usw. sind nicht bekannt. Aus dlesem
grund wird dstlich des o. g. Betriebes an der WA- Gebletsauswelsung
festgehalten, um die Struktur dieses vom Wohnen geprégte Quartieres
mdglichst zu erhalten. In der Abwigung des Widerspruches in dieser
gewachsenen Gemangelage mit dem Gebot einer Abstufung zwischen zwel
derartlg verschiedenen Nutzungen wird dem Gebot der gegenseltlgen Ruck-
51chtnahme der Vorzug gegeben mit dem Hinweis auf die relativ wertvolle
Wohnlage.

Zwischen der Hanauer StraBe im Norden und dem DB- Gelande kann aufgrund
der vorhandenen Nutzung nur ein Gewerbegeblet festgesetzt werden. Dar-
ubarhlnaus ware eine andere Ausweisung zwischen den beiden verkehrs-

relchen Hauptverkehrsstrangen auch kaum méglich.

- 10 -
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4.4

5.0

6.0

7.0

Grundwerte:
Bruttorohbauland = gesamtes Plangebiet 12,702 ha = 100 %
Verkehrsflichen mit StraBenbegleitgriin ' 4,629 ha = 36,44 %
Baufléchen mit privaten Grinfléchen -~ 8,073 ha = 63,56 %
Ausnutzungsziffern:
Grundflachenzahl im MI- und WA-Gebiet 0,4
im GE-Gebiet 0,8
GeschoBfldchenzahlen im WA-Gebiet 0,8
- im MI-Gebiet _ 1,0
im GE-Gebiet : 2,2
Verkehr

Das Plangeb1et ist voll erschlossen und an den 0rt11chen und tber-
rtlichen Verkehr angebunden. Eine weltere ErschlleBung durch Strafen

ist nicht vorgesehen.

Bodenordnung

Eine Bodenordnung ist nicht vorgesehen oder notwendig.

Immissionsschutz

Im Zusammenhang mit dem 1nzw1schen abgeschlossenen Ausbau des Knotens
B 8/B 26 (Knoten Hanauer StraBe/Ringstrafie) im Zuge der Planfeststallung
wurden vom Staatllchen StraBlenbauamt umfangrelche Aussagen zu Larm-

schutzmaBnahmen anhand von entsprechenden Berechnungen getroffen.

Die Ausgangsdaten der PrOQnosebelastung fur das Jahr 2000 haben ergeben,

da} sich eln aqu1valenter Dauerschallpegel 1n Richtung ‘Westen - im

Abstand von 25 m von Mitte der nechstgelegenen Fahrbahn - von 69 dB

(A) am_Tage und: 61,6 dB (A} fir ‘die Nacht ergibt. In Richtung nach

Osten, stadteinwirts, ergeben die gleichen Berechnungen Werte von 67,5

dB (A) fur den Teg und 60,1 dB (A) fUr die Nacht.
‘ . L - 11 -
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Es ergibt sich, daf entlang der Hanauer Strafle LarmschutzmaBnahmen
notwendig sind. Da aktiver L&rmschutz nicht mdglich ist, muB auf passive
LarmschutzmaBnahmen (Einbau von Fenstern diverser Larmschutzklassen) ‘
zuriickgegriffen werden. Die von der B 8 und 8 26 (Ebertbriicke) und
der‘DB—Gleisanlagé éusgehénden Emissionen sind zu dulden.

8.0, Ver- und'Entsorgung

Das Plangebiet ist durch den vdrhandenen AnschluB an das StraBennetz
erschlossen. Die Versorgung mit Wasser, Gas und Strom ist durch das
vorhandene Versorgungssystem der Aschaffenburger Stadtwerke voll garan-

tiert.

" Die Entsorgung des Quartiers ist durch das vorhandene Kanalnetz und

durch den Anschlu an die stédtische‘Hauptkléranlage gesichert.

9.0 Verwirklichung der Planung, Kosten
Die Verwirklichung der Planung, sowéit_noch notwendig, richtet sich
~nach den Bestimmungen des BauGB. Eventuell notwendige Ergénzungs-

oder UmbaumaBnahmen snd im Rahmen des stédtischen Haushaltes sicher-
gestellt. '

10. Sozialplan

‘Ein Sozislplan nach § 180 BauGB ist nicht erforderlich.

Aschaffenburg, 23.05.1989

- Stadtplanungsamt -

Holleber



	15_03 Änd 1 -  BPl
	15_03 Änd 1 - Begründung

